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Über die Zukunft von Verbrennerfahrzeugen hat der Bundestag am Donnerstag, 11. Juni
2026, debattiert. Grundlage dafür war ein Antrag der AfD-Fraktion mit dem Titel
„Bestehende Verbrennerfahrzeuge wertschätzen – Günstige individuelle motorisierte
Mobilität für alle Bürger erhalten“ (21/6349(Dokument, öffnet ein neues Fenster)).
Gemeinsam mit einem weiteren Antrag der AfD-Fraktion mit dem Titel „Das technische
und kulturelle Erbe des wiedervereinigten Deutschlands schützen – Zulassung von Export-
Simson-Kleinkrafträdern erleichtern“ (21/6351(Dokument, öffnet ein neues Fenster))
wurde er im Anschluss an die halbstündige Aussprache zur weiteren Beratung an die
Ausschüsse überwiesen. Federführend ist der Verkehrsausschuss.

Erster Antrag der AfD
Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung in ihrem ersten Antrag (21/6349(Dokument, öffnet ein
neues Fenster)) auf, die Zukunft des Verbrennungsmotors in Deutschland dauerhaft und ohne
Enddatum zu sichern. Die politischen Entscheidungen auf EU-Ebene und auf nationaler Ebene in
Deutschland, massiv gegen Technologieoffenheit im Straßenverkehr und in der Antriebstechnik zu
agieren, seien ein fataler Fehler, „der für Millionen von Menschen die individuelle Mobilität immens
verteuern und verunmöglichen wird“, schreiben die Abgeordneten in ihrem Antrag. 

Die Bundesregierung habe sich dieser Entwicklung in den letzten Legislaturperioden nicht in
hinreichender Weise entgegengestellt, sondern treibe diese beständig durch ihre „ideologisch
getriebene sogenannte Klimapolitik“ weiter voran, heißt es. „Hier hätte schon längst gegengesteuert
und weiteren politischen Fehlentscheidungen auf EU-Ebene mit großem Nachdruck vorgebeugt
werden müssen“, betont die Fraktion.

„Dramatische Auswirkungen auf den
Gebrauchtwagenmarkt“
Von der Regierung wird nun verlangt, jegliche Markteingriffe auf nationaler Ebene zu unterlassen
und sich auf der EU-Ebene jenen entgegenzustellen, die den Gebrauchtwagenmarkt gefährden oder
die Durchschnittspreise von Gebraucht-Pkw künstlich nach oben treiben wollen. Ein Verbot von
verbrennungsmotorisch betriebenen Fahrzeugen, so die Abgeordneten, hätte „dramatische
Auswirkungen auf den Gebrauchtwagenmarkt“ und würde die Preise dort immens in die Höhe
treiben. Bei der individuellen motorisierten Mobilität müsse aber die soziale Komponente der
Teilhabe von allen Bürgern am Pkw-Verkehr immer im Blick behalten und von politischen
Maßnahmen abgesehen werden, die dieser Teilhabe entgegenstünden. 

Auf EU-Ebene, so heißt es weiter, müsse sich die Bundesregierung konsequent dafür einsetzen, dass
die Verbrauchsvorgaben für die Fahrzeugflotten der Hersteller ausgesetzt werden. Auch müssten
alle Verbote gegen Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren zurückgenommen werden, um damit
Technologieoffenheit im Markt und den Wettbewerb um die preiswertesten Produkte wirklich zu
gewährleisten. 
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Zweiter Antrag der AfD
Kleinkrafträder der Marke Simson erfreuten sich bei Jung und Alt ungetrübter Beliebtheit, schreiben
die Abgeordneten in ihrem zweiten Antrag (21/6351(Dokument, öffnet ein neues Fenster)).
Insbesondere die Baureihen S50, S51 und KR51 „Schwalbe“ würden gern genutzt, „weil diese durch
eine Ausnahmeregelung im Einigungsvertrag mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von
60 km/h gefahren werden dürfen, sofern sie vor dem 28. Februar 1992 nach den bisherigen
Vorschriften der DDR in Verkehr gekommen sind“. 

Die Ausnahmeregelung gelte somit nicht für die große Anzahl an Simson-Kleinkrafträdern, die von
der DDR in großen Stückzahlen exportiert worden seien, heißt es in dem Antrag. Viele dieser für den
Export vorgesehenen Kleinkrafträder seien jedoch bei den fahrsicherheitsrelevanten Komponenten
wie zum Beispiel Fahrwerk und Motor baugleich mit den Kleinkrafträdern, für die die
Ausnahmeregelung im Einigungsvertrag gilt. 

Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, die notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen,
dass für in der DDR gebaute Kleinkrafträder, die in Bezug auf fahrsicherheitsrelevante
Komponenten baugleich sind mit jenen, für die im Einigungsvertrag besagte Ausnahmeregelung
besteht, die Ausnahmeregelung ebenfalls gilt. Außerdem soll sie sich bei den Bundesländern dafür
einsetzen, dass bei offensichtlicher Baugleichheit eine Einzelabnahme nicht zwingend erforderlich
ist und die Kleinkrafträder mit einfachem TÜV unkompliziert zugelassen werden, fordert die AfD-
Fraktion. (hau/11.06.2026)

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-verbrenner-1181910
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